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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Heilbronn vom 27.08.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten steht die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung im Streit.

Der am 1961 geborene KlÃ¤ger absolvierte keine Berufsausbildung, arbeitete nach
dem Hauptschulabschluss sozialversicherungspflichtig als Entgrater bzw. als Dreher
und ab 1986 als Lkw-/Kippsattel-Fahrer. Ab Mitte August 2017 bezog er
Arbeitslosengeld. Nach eigenen Angaben lebt er zwischenzeitlich von Leistungen
der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende.

Vom 22.09.2016 bis 13.10.2016 wurde der KlÃ¤ger in der Rehabilitationseinrichtung
Klinik N in Bad F stationÃ¤r behandelt. Im Entlassungsbericht wurden als Diagnosen
ein Lumbalsyndrom mit rezidivierendem sensitivem Defizit links bei degenerativ
bedingter Spinalkanalstenose (SKS) L4/5 und degenerativ bedingten
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Foramenstenosen L3/4 und L5/S1 sowie eine Adipositas per magna mitgeteilt. Der
KlÃ¤ger wurde nach Abschluss der MaÃ�nahme mit einem LeistungsvermÃ¶gen von
sechs Stunden und mehr sowohl hinsichtlich der zuletzt ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als
Lkw-Fahrer als auch hinsichtlich leichter bis mittelschwerer TÃ¤tigkeiten im Wechsel
zwischen Stehen, Gehen und Sitzen entlassen (Bl. 40 ff. SG-Akte).

Am 24.08.2017 stellte er einen Antrag auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung. Wegen eines Bandscheibenvorfalls kÃ¶nne er nicht mehr
schwer heben, nicht mehr lange sitzen und fahren.

Die Beklagte lieÃ� den KlÃ¤ger nach Beiziehung medizinischer Unterlagen durch
den Unfallchirurgen und OrthopÃ¤den Dr. S begutachten. Dieser diagnostizierte
nach Untersuchung im November 2017 eine chronische Lumboischialgie bei
Bandscheibenvorfall L4/5, eine Pseudo-spondylolisthese L4/5, eine relative
Spinalkanalstenose L4/5 ohne radikulÃ¤re Symptomatik, eine beginnende
Coxarthrose links mit geringer FunktionseinschrÃ¤nkung, eine medikamentÃ¶s
therapierte arterielle Hypertonie, ein leichtes Asthma bronchiale, eine Adipositas
Grad III (BMI 44,2) und einen chronischen Nikotinabusus. Dr. S hielt den KlÃ¤ger
fÃ¼r die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Lkw-Fahrer nur noch unter drei Stunden,
hingegen fÃ¼r leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten im Wechsel zwischen Stehen,
Gehen und Sitzen, ohne Zwangshaltungen der WirbelsÃ¤ule, ohne Heben und
Tragen von Lasten schwerer als 15 kg, ohne Laufen auf unebenem Untergrund und
ohne Arbeiten auf Leitern oder GerÃ¼sten vollschichtig leistungsfÃ¤hig. Mit
Bescheid vom 03.01.2018 lehnte die Beklagte den Rentenantrag mangels
Vorliegens der medizinischen Voraussetzungen ab. Den hiergegen erhobenen
Widerspruch wies sie mit Widerspruchsbescheid vom 17.04.2018 zurÃ¼ck.

Am 11.05.2018 hat der KlÃ¤ger Klage beim Sozialgericht Heilbronn (SG) erhoben,
welches die den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzte als sachverstÃ¤ndige Zeugen
schriftlich befragt hat. Der Facharzt fÃ¼r Neurochirurgie Dr. V. hat eine chronische
Lumbalgie rechts, einen Bandscheibenvorfall L4/5 medial, eine sekundÃ¤re
Spinalkanalstenose L4/5, eine Pseudospondylolisthesis L4/5 Grad I, degenerative
Spondylarthrosen L4/5/S1 mit Neuroforamenstenosen beidseits und eine Adipositas
per magna diagnostiziert. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne leichte TÃ¤tigkeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt im Umfang von sechs Stunden tÃ¤glich verrichten (Bl. 50
f. SG-Akte). Der Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. H. hat mitgeteilt (Bl. 106 f. SG-Akte),
dass beim KlÃ¤ger seit dem Jahr 2015 vorwiegend Beschwerden im Bereich der
unteren LendenwirbelsÃ¤ule (LWS) mit gesicherten degenerativen VerÃ¤nderungen
der unteren Segmente und gesicherter InstabilitÃ¤t im Bereich des Abschnittes der
unteren LWS, spezifisch im Abschnitt L4/5, die zu einer Einengung des spinalen
Raumes fÃ¼hrten, im Vordergrund stÃ¼nden. Die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit
als Lkw-Fahrer sei zurzeit bei ausgeprÃ¤gter Beschwerdesituation nur noch unter
sechs Stunden tÃ¤glich verrichtbar. Leichte TÃ¤tigkeiten kÃ¶nnten hingegen unter
BerÃ¼cksichtigung von EinschrÃ¤nkungen fÃ¼r Heben und Tragen schwerer Lasten
Ã¼ber 10 kg noch dauerhaft ausgefÃ¼hrt werden. Die FachÃ¤rztin fÃ¼r
Allgemeinmedizin Dr. K.-H. hat angegeben (Bl. 150 f. SG-Akte), die Behandlung
orthopÃ¤discher Beschwerden erfolge hauptsÃ¤chlich durch den OrthopÃ¤den. Im
Oktober 2017 sei ein moderater Hypertonus diagnostiziert worden, welcher gut

                               2 / 8



 

therapierbar sei. Der auÃ�erdem bestehende Diabetes mellitus sei diÃ¤tetisch gut
eingestellt. AuÃ�erdem hat Dr. K.-H. auf einen kardiologischen Befundbericht des
Internisten Dr. E. verwiesen, wonach der KlÃ¤ger an einer arteriellen Hypertonie
und einer beginnenden diastolischen RelaxationsstÃ¶rung leidet (Bl. 155 SG-Akte).

Mit Gerichtsbescheid vom 27.08.2019 hat das SG die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es sich auf das im Verwaltungsverfahren eingeholte Gutachten
des Dr. S und die sachverstÃ¤ndigen ZeugenauskÃ¼nfte gestÃ¼tzt. Dr. S habe eine
chronische Lumboischialgie bei Bandscheibenvorfall L4/5, eine
Pseudospondylolisthese L4/5, eine relative Spinalkanalstenose L4/5 ohne
radikulÃ¤re Symptomatik und eine beginnende Coxarthrose links mit geringer
FunktionseinschrÃ¤nkung, eine medikamentÃ¶s therapierte arterielle Hypertonie,
ein leichtes Asthma bronchiale, eine Adipositas Grad III sowie einen chronischen
Nikotinabusus beschrieben und nachvollziehbar dargelegt, dass das
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers hierdurch zwar fÃ¼r die zuletzt ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit als Lkw-Fahrer eingeschrÃ¤nkt sei, er jedoch leichte bis mittelschwere
TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt bei Beachtung qualitativer
EinschrÃ¤nkungen mindestens sechs Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben kÃ¶nne. Zudem
hÃ¤tten auch die behandelnden Ã�rzte Dr. V. und Dr. H. Ã¼bereinstimmend
lediglich eine (zeitliche) EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r die zuletzt
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Lkw-Fahrer gesehen. Leichte TÃ¤tigkeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt hÃ¤tten beide fÃ¼r jedenfalls sechs Stunden mÃ¶glich
gehalten. Auch aus der sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft der Dr. K.-H. ergÃ¤ben
sich keine Befunde, die ein quantitativ gemindertes LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r
leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes rechtfertigen
kÃ¶nnten. Vielmehr habe Dr. K.-H. in einer Bescheinigung fÃ¼r die Agentur fÃ¼r
Arbeit gerade bestÃ¤tigt (Bl. 139 SG-Akte), dass der KlÃ¤ger die TÃ¤tigkeit als Lkw-
Fahrer nicht mehr ausÃ¼ben, er jedoch in eine TÃ¤tigkeit vermittelt werden sollte,
welche im Wechsel zwischen Sitzen, Gehen und Stehen und ohne Heben von
schweren Lasten ohne Hilfsmittel durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nne.

Gegen den ihm am 30.08.2019 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am
03.09.2019 Berufung beim Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg (LSG)
eingelegt und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, dass der Gutachter Dr. S die bei ihm
bestehenden EinschrÃ¤nkungen nicht ausreichend berÃ¼cksichtigt habe. Es sei
nicht nachvollziehbar, dass er noch eine Stunde sitzen kÃ¶nnen solle. Dr. H. habe in
seiner sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft ausgeprÃ¤gte degenerative
VerÃ¤nderungen insbesondere in der LWS mit InstabilitÃ¤t mitgeteilt. Die
Gehstrecke sei eingeschrÃ¤nkt. Insoweit sei auch die Schlussfolgerung des Dr. H. ,
wonach er noch vollschichtig leichte TÃ¤tigkeiten verrichten kÃ¶nne, nicht
nachvollziehbar. AuÃ�erdem leide er an Schwindelattacken mit
SchweiÃ�ausbrÃ¼chen, weshalb er in neurologischer, augenÃ¤rztlicher und hno-
Ã¤rztlicher Behandlung stehe (Bl. 11 ff. LSG-Akte) sowie an starken Kopfschmerzen
und TaubheitsgefÃ¼hlen in der rechten Hand, die von der HalswirbelsÃ¤ule (HWS)
herrÃ¼hrten (Bl. 39 LSG-Akte). Der KlÃ¤ger hat weitere medizinische Unterlagen
vorgelegt, u.a. einen MRT-Bericht des Neurokraniums von November 2019, wonach
bei ihm deutliche mikroangiopathische VerÃ¤nderungen bestehen, eine frische
IschÃ¤mie oder Raumforderung jedoch ausgeschlossen werden konnte (Bl. 20 LSG-
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Akte), einen MRT-Bericht der HWS von Januar 2020 (Bl. 41 LSG-Akte), wonach eine
gemischtfÃ¶rmige, mÃ¤Ã�ige neuroforaminale Einengung auf HÃ¶he C5/6 rechts
bei vorliegender Protrusion und koinzidenter hypertropber Spondylarthrose, ohne
Spinalkanalstensoe, ohne Myelopathiesignal, jedoch flachbogiger linkskonvexer
Skoliose der HWS besteht und einen Befundbericht des Dr. H. von Januar 2020 (Bl.
44 LSG-Akte), in dem dieser auf Grund gesicherter VerÃ¤nderungen im Bereich der
HWS einen Einsatz des KlÃ¤gers im angestammten Berufsfeld wohl nicht mehr als
leidensgerecht bewertet und angeregt hat, eine Zeitrente zu Ã¼berdenken.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Heilbronn vom 27.08.2019 sowie den
Bescheid vom 03.01.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
17.04.2018 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm auf dessen Antrag vom
24.08.2017 eine Rente wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise eine Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung in gesetzlicher HÃ¶he zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtenen Entscheidungen fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat die vom KlÃ¤ger in seiner BerufungsbegrÃ¼ndung benannten Ã�rzte
als sachverstÃ¤ndige Zeugen schriftlich befragt. Der Facharzt fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. M. (Praxisvertreter der Dr. K. ) hat mitgeteilt, der KlÃ¤ger leide an
einer mittelgradigen depressiven Episode, einer Vertigo, einem Zervicobrachial- und
einem LWS-Syndrom; er kÃ¶nne eine TÃ¤tigkeit als Lkw-Fahrer nicht mehr und
leichte Arbeiten nur noch zwei Stunden ausÃ¼ben (Bl. 25 ff. LSG-Akte). Der
Facharzt fÃ¼r Hals-Nasen-Ohrenheilkunde Dr. K. hat mitgeteilt (Bl. 35 LSG-Akte),
dass sich der KlÃ¤ger im Oktober 2019 zur SchwindelabklÃ¤rung bei ihm vorgestellt
habe und dieser mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit in direktem
Zusammenhang mit den bildgebend diagnostizierten mikroangiopathischen
VerÃ¤nderungen im SchÃ¤del stehe. EinschÃ¤tzungen zur LeistungsfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers hat er nicht gegeben. Der Facharzt fÃ¼r Augenheilkunde Dr. K. hat
mitgeteilt (Bl. 38 LSG-Akte), dass beim KlÃ¤ger an beiden Augen die getrÃ¼bten
Augenlinsen durch Kunstlinsen ersetzt worden seien (rechts 2009, links 2011).
Beide Operationen seien komplikationslos verlaufen. Am linken Auge sei 2011 noch
zusÃ¤tzlich ein Nachstar (EintrÃ¼bung der HÃ¼lle der Kunstlinse) mittels Laser
komplikationslos entfernt worden. Der Augenbefund habe keinen nachteiligen
Einfluss auf eine berufliche TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers. Nach Vorlage einer
sozialmedizinischen Stellungnahme der FachÃ¤rztin fÃ¼r Chirurgie und
Sozialmedizinerin Dr. L. von MÃ¤rz 2020 durch die Beklagte (Bl. 48 LSG-Akte) hat
der Senat ein SachverstÃ¤ndigengutachten bei dem Facharzt fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Prof. Dr. Dr. W. eingeholt (Bl. 53 ff. LSG-Akte, Untersuchungstag:
09.06.2020). Dieser hat eine hochgradige Spinalkanalstenose lumbal von 7 bis 8
mm ohne wesentliche neurologische AusfÃ¤lle diagnostiziert, die sowohl lokale
Beschwerden verursache als auch lÃ¤ngeres Stehen und Gehen unmÃ¶glich
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machten, einen kleinen Bandscheibenvorfall C5/6 rechts ohne neurologische
AusfÃ¤lle sowie mÃ¤Ã�iggradige mikroangiopathische VerÃ¤nderungen des
Neurokraniums ohne wesentliche Auswirkungen (Bl. 71 LSG-Akte). Die
Schwindelattacken hat er am ehesten kreislaufbedingt und seit der regelmÃ¤Ã�igen
Einnahme eines BlutverdÃ¼nners (ASS 100 mg) deutlich gebessert â�� die letzte
Attacke sei nach Angaben des KlÃ¤gers vor drei Monaten gewesen â�� eingestuft.
Sie seien fÃ¼r die EinschÃ¤tzung der beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit nicht von
Belang (Bl. 71 f. LSG-Akte). AuÃ�erdem hat er keinerlei bedeutsame Symptomatik
auf psychiatrischem Fachgebiet gefunden (Bl. 72 LSG-Akte). Auf Grund der
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden hat er eine TÃ¤tigkeit als Lkw-Fahrer nicht mehr als
leidensgerecht angesehen. Leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
hat er jedoch unter Beachtung gewisser EinschrÃ¤nkungen (keine TÃ¤tigkeiten mit
besonderer Belastung der WirbelsÃ¤ule wie Tragen von Lasten von mehr als 10 kg
ohne Hilfsmittel, hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Treppen- und/oder Leiternsteigen sowie keine
TÃ¤tigkeiten unter Einwirkung von KÃ¤lte, Zugluft, NÃ¤sse, keine Arbeiten in
Zwangshaltungen, TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im Sitzen) sechs Stunden und mehr
arbeitstÃ¤glich mÃ¶glich gehalten (Bl. 73 LSG-Akte). Der KlÃ¤ger sei im Ã�brigen
hinreichend mobil ("Autofahren 100 km, dann eine Pause", "Gehen ca. 1,5 bis 2 km
ohne Pause", vgl. Bl. 60 LSG-Akte).

Die Beteiligten haben auf die DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung
verzichtet.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts sowie des Vorbringens der Beteiligten
wird auf den Inhalt der Verwaltungsakten der Beklagten sowie der Akten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) form- und fristgerecht
eingelegte und gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144 SGG statthafte Berufung des KlÃ¤gers,
Ã¼ber die der Senat mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung durch Urteil gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG entscheidet, ist zulÃ¤ssig,
jedoch unbegrÃ¼ndet.

Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen, denn der Bescheid der Beklagten vom
03.01.2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 17.04.2018 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Das SG hat in den EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Gerichtsbescheids
die rechtlichen Grundlagen fÃ¼r den hier vom KlÃ¤ger geltend gemachten
Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung (Â§ 43 Abs. 1 und 2 des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch â�� SGB VI -) dargelegt und â�� gestÃ¼tzt sowohl auf das
im Verwaltungsverfahren eingeholte Gutachten des Dr. Schaefer, als auch die
eingeholten sachverstÃ¤ndigen ZeugenauskÃ¼nfte â�� zutreffend ausgefÃ¼hrt,
dass der KlÃ¤ger die Voraussetzungen fÃ¼r diese Leistung nicht erfÃ¼llt, weil er
nicht erwerbsgemindert ist. Der Senat sieht deshalb gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG
insoweit von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab und weist
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die Berufung aus den GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung zurÃ¼ck.

Eine andere Leistungsbeurteilung ergibt sich auch nicht nach der im
Berufungsverfahren erfolgten weiteren SachaufklÃ¤rung, insbesondere dem
eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten des Prof. Dr. Dr. W. , der die zusÃ¤tzlich
vom KlÃ¤ger geltend gemachten Beschwerden berÃ¼cksichtigt hat.

Prof. Dr. Dr. W. hat eine hochgradige Spinalkanalstenose lumbal von 7 bis 8 mm
und einen kleinen Bandscheibenvorfall C5/6 rechts, jeweils ohne wesentliche
neurologische AusfÃ¤lle, und unter BerÃ¼cksichtigung des MRT-Befunds von
November 2019 mÃ¤Ã�iggradige mikroangiopathische VerÃ¤nderungen im Bereich
des Neurokraniums diagnostiziert (Bl. 71 LSG-Akte). Die mikroangiopathischen
VerÃ¤nderungen hat er mit einiger Wahrscheinlichkeit als Folge des 45-jÃ¤hrigen,
mittlerweile beendeten Nikotinkonsums zusammen mit der Adipositas, der
arteriellen Hypertonie und dem Diabetes mellitus angesehen und ihnen keine
wesentlichen Auswirkungen beigemessen (Bl. 71 LSG-Akte). Die vom KlÃ¤ger
geklagten Schwindelattacken hat der SachverstÃ¤ndige am ehesten als
kreislaufbedingt eingeschÃ¤tzt (Schwarzwerden vor Augen, Besserung im Liegen
mit angehobenen Beinen) und auf Grund der durch die regelmÃ¤Ã�ige Einnahme
eines BlutverdÃ¼nners (ASS 100 mg) deutlich gebesserten und zum
Untersuchungszeitpunkt bereits seit drei Monaten nicht mehr aufgetretenen
Symptomatik als nicht fÃ¼r die berufliche LeistungsfÃ¤higkeit von Belang
eingeschÃ¤tzt (Bl. 71 f. LSG-Akte). Somit liegen keine wesentlichen, die
LeistungsfÃ¤higkeit beeintrÃ¤chtigenden, GesundheitsstÃ¶rungen auf
neurologischem Fachgebiet vor.

Gleiches gilt von psychiatrischer Seite. Abgesehen von einer leichtgradigen, nicht
als krankhaft zu wertenden Dysthymie hat der SachverstÃ¤ndige eine bedeutsame
Symptomatik auf diesem Fachgebiet nicht finden kÃ¶nnen und den KlÃ¤ger als
hinreichend stabil im Leben stehend bezeichnet (Bl. 72 LSG-Akte). Diese
EinschÃ¤tzung deckt sich mit dem vom SachverstÃ¤ndigen erhobenen
psychiatrischen Befund (Bl. 63 f. LSG-Akte). Danach sind das
AuffassungsvermÃ¶gen, die MerkfÃ¤higkeit und das GedÃ¤chtnis nicht erkennbar
vermindert, Aufmerksamkeit und KonzentrationsfÃ¤higkeit nicht beeintrÃ¤chtigt
und insbesondere auch Ã¼ber die rund zwei Stunden dauernde Exploration hinweg
erhalten und nicht abnehmend gewesen (Bl. 64 LSG-Akte). Der KlÃ¤ger ist bei
wechselnden Themen in der Befragung gut umstellungsfÃ¤hig sowie responsiv und
der Gedankengang ist geordnet gewesen (Bl. 64 LSG-Akte). Auch in dem vom
KlÃ¤ger geschilderten AlltagsaktivitÃ¤ten (Bl. 61 f. LSG-Akte: u.a. kÃ¼mmern um
Haushalt, einkaufen, kochen, spazieren gehen, nach den vier Pferden einer
Bekannten schauen, mit bester Freundin und Bekannten treffen, fernsehen, lesen,
Lkw-Modelle sammeln, BeschÃ¤ftigung mit Nymphensittich, schwimmen) hat der
SachverstÃ¤ndige keine relevanten seelischen AuffÃ¤lligkeiten bzw.
EinschrÃ¤nkungen gesehen (vgl. Bl. 72 LSG-Akte).

Insgesamt ist Prof. Dr. Dr. W. somit nachvollziehbar zu dem Ergebnis gelangt, dass
der KlÃ¤ger zwar eine TÃ¤tigkeit als Lkw-Fahrer auf Grund der
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden nicht mehr ausÃ¼ben kann, leichte TÃ¤tigkeiten auf
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dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter Beachtung qualitativer EinschrÃ¤nkungen
(s.o.) jedoch sechs Stunden und mehr arbeitstÃ¤glich leidensgerecht sind.

Soweit Dr. M. im Herbst 2019 beim KlÃ¤ger nach nur zweimaliger Behandlung von
einer hÃ¶hergradigen seelischen StÃ¶rung ausgegangen ist, hat bereits Dr. L. (Bl.
48 LSG-Akte) Ã¼berzeugend dargelegt, dass und warum die EinschÃ¤tzung des Dr.
M. nicht Ã¼berzeugt â�� darauf wird hier Bezug genommen â�� und der
SachverstÃ¤ndige hat dies der Sache nach bestÃ¤tigt.

In orthopÃ¤discher Hinsicht rechtfertigt das Berufungsvorbringen keine
abweichenden Feststellungen gegenÃ¼ber denen des SG, sodass darauf hier
verwiesen wird. Es besteht namentlich keine Veranlassung, von der
Leistungsbeurteilung des Dr. S abzuweichen.

Soweit der KlÃ¤ger geltend gemacht hat, er leide auch an starken, von der HWS
herrÃ¼hrenden Kopfschmerzen, hat er solche zwar noch Ende November 2019
gegenÃ¼ber Dr. H. geklagt (s. Bl. 43 LSG-Akte), bei der anschlieÃ�enden
Wiedervorstellung Mitte Januar 2020 (s. Bl. 44 LSG-Akte) war davon indes nicht
mehr die Rede. Ungeachtet dessen haben sowohl Dr. S als auch der gerichtliche
SachverstÃ¤ndige im Rahmen ihrer jeweiligen Leistungsbeurteilung die vom
KlÃ¤ger geklagten SchmerzzustÃ¤nde umfassend berÃ¼cksichtigt, Prof. Dr. Dr. W.
namentlich auch die vom KlÃ¤ger beschriebenen HWS-Schmerzen bzw. Schmerzen
"beim Drehen des Kopfes nach links" (Bl. 61 LSG-Akte), die er nicht als ausgeprÃ¤gt
leistungseinschrÃ¤nkend beschrieben hat, was auf der Grundlage des von ihm
erhobenen kÃ¶rperlich-neurologischen Befunds (s. Bl. 62 f., 68 ff. LSG-Akte) in jeder
Hinsicht Ã¼berzeugt.

Soweit der KlÃ¤ger ferner (indes nur pauschal) auf ein von der HWS herrÃ¼hrendes
TaubheitsgefÃ¼hl in der rechten Hand verwiesen hat, lÃ¤sst sich daraus eine
rentenrechtlich relevante FunktionsstÃ¶rung mangels entsprechendem klinischen
Befund nicht ableiten. Dr. S hat vielmehr eine freie Beweglichkeit der Hand- und
Fingergelenke bei vollstÃ¤ndigem Faustschluss und Fingerstreckung sowie einen
vollstÃ¤ndigen und sehr krÃ¤ftigen Fingerspitz- und FingerschlÃ¼sselgriff bei einer
Greifkraft von rechts 30 kg und links 21 kg beschrieben. GegenÃ¼ber dem
gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen hat der KlÃ¤ger eine entsprechende StÃ¶rung
nicht geklagt (vgl. Bl. 60 f. LSG-Akte), sein HÃ¤ndedruck ist beidseits krÃ¤ftig
gewesen (s. Bl. 63 LSG-Akte). Auch Dr. H. hat von einer erhaltenen Handkraft
berichtet (vgl. Bl. 44 LSG-Akte).

Soweit Dr. H. gemeint hat (Bl. 44 LSG-Akte), ein Einsatz des KlÃ¤gers "im
angestammten Berufsfeld" sei nicht mehr leidensgerecht, stimmt dies mit der
EinschÃ¤tzung des Dr. S und des Prof. Dr. Dr. W. Ã¼berein, die eine TÃ¤tigkeit als
Lkw-Fahrer ausgeschlossen haben. Indes kommt es fÃ¼r die vorliegend in Rede
stehende Rente wegen Erwerbsminderung allein darauf an, ob der KlÃ¤ger
jedenfalls noch leichte TÃ¤tigkeiten unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich verrichten kann
(vgl. Â§ 43 Abs. 3 SGB VI), was zur Ã�berzeugung des Senats unter Beachtung der
genannten qualitativen EinschrÃ¤nkungen entsprechend der vorstehenden
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AusfÃ¼hrungen der Fall ist.

Daran Ã¤ndern schlieÃ�lich auch die Ã¼brigen beim KlÃ¤ger bestehenden
GesundheitsstÃ¶rungen nichts. Namentlich die von Dr. K. beschriebenen
augenÃ¤rztlichen Leiden bedingen keine beruflichen EinschrÃ¤nkungen, was der
Senat auf seine Auskunft von Anfang 2020 (Bl. 38 LSG-Akte) stÃ¼tzt. Soweit Dr. K.
noch im Dezember 2019 von hno-Ã¤rztlicher Seite die Schwindelattacken des
KlÃ¤gers auf die im MRT von November 2019 sichtbaren mikroangiopathischen
VerÃ¤nderungen des Neurokraniums zurÃ¼ckgefÃ¼hrt hat (Bl. 35 LSG-Akte),
fÃ¼hren diese â�� wie oben bereits auf der Grundlage des
SachverstÃ¤ndigengutachtens dargelegt â�� zu keiner relevanten (zusÃ¤tzlichen)
EinschrÃ¤nkung.

AbschlieÃ�end stellt der Senat fest, dass beim KlÃ¤ger auch keine schwere
spezifische Leistungsbehinderung in Gestalt einer EinschrÃ¤nkung seiner
WegefÃ¤higkeit (vgl. dazu nur BSG, Urteil vom 12.12.2011, B 13 R 79/11 R, in juris,
Rdnr. 20 m.w.N.) vorliegt. Derartiges ergibt sich weder aus dem Gutachten des Dr.
S noch aus dem Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. Dr. W. , der vielmehr
zutreffend darauf hingewiesen hat, dass der KlÃ¤ger selbst angegeben hat, ein Kfz
zu fÃ¼hren ("Autofahren 100 km, dann eine Pause") und 1,5 bis 2 km ohne Pause
gehen zu kÃ¶nnen (vgl. Bl. 60 LSG-Akte), was eine EinschrÃ¤nkung der
sozialrechtlichen WegefÃ¤higkeit ausschlieÃ�t.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 15.12.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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